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 ·	� Die Auslagerung der Migrationskontrolle verschlechtert die Bedingungen für Schutz-

suchende jenseits der EU. Geflüchtete in Nordafrika sind schweren Menschenrechts-

verletzungen ausgesetzt: In Libyen sind Zwangsarbeit, Inhaftierung, Erpressung, 

Folter und Vergewaltigung in Lagern durch Milizen und den von der EU finanzierten 

„Grenzschutz“ an der Tagesordnung. In Tunesien und Algerien werden Geflüchtete 

rassistisch ausgegrenzt und willkürlich in der Sahara ausgesetzt – oftmals mit Todes-

folge. Sogar im Niger greift die vorgelagerte Migrationskontrolle der EU-Außengrenze  

tief in die Mobilitätsrechte der Bürger:innen der westafrikanischen Wirtschaftsge-

meinschaft ein (→ Bernau 2024).

Wie diese Beispiele zeigen, lösen die Auslagerung der Asylverfahren an die EU-Außen-

grenze und die verschärfte Grenzsicherung die zugrunde liegenden Probleme nicht. 

Vielmehr untergraben sie die Menschen- und Flüchtlingsrechte von Schutzsuchenden. 

Auch die Migrationspartnerschaften mit Ländern außerhalb der EU weisen bei erheb

lichem finanziellem Aufwand nur wenige Erfolge auf. Der Fokus auf Kontrolle und  

Abschreckung im Vorfeld verstärkt den Druck auf Geflüchtete, bietet ihnen aber keine 

rechtliche Sicherheit und wirkliche Alternativen vor Ort. Eine substanzielle Reduzie-

rung der Zahl der weiterreisenden Schutzsuchenden ist dadurch nicht zu erreichen.  

5.4 	�� Was ist die Alternative?

W ie wir dargelegt haben, gehen verschärfte Sicherheitsmaßnahmen mit einem 

unverhältnismäßigen Ressourcenaufwand, rechtlichen Risiken und der Inkauf-

nahme von Menschenrechtsverletzungen einher. Gleichzeitig werden die Hürden der 

Aufnahme von Geflüchteten immer höher, was deren Integration erschwert. Eine Politik, 

die Geflüchtete zum Sicherheitsproblem erklärt, wirkt sich auch negativ auf Menschen 

mit Migrationshintergrund aus. Dieser Teil der Bevölkerung, der ungefähr ein Drittel 

der deutschen Staatsbürger:innen ausmacht, fühlt sich ebenfalls zunehmend ausge-

grenzt und nicht gewollt. Dies droht, den sozialen Zusammenhalt innerhalb Deutsch-

lands weiter zu schwächen. Die genannten Sicherheitsmaßnahmen werden zudem 

kaum in der Lage sein, die Zahl der Geflüchteten drastisch zu senken. Sie werden auch 

die Sicherheitslage in Deutschland nicht verbessern. 

Auf lange Sicht vielversprechend ist dagegen eine schnelle Integration der Geflüchteten, 

die mit mehr Ressourcen unterstützt wird. Die Forschung zur Arbeitsmarktintegration 

liefert eindeutige Ergebnisse (→ Brücker et al. 2024; Honorati et al. 2024). Bislang  

verkennt die Politik die Fähigkeiten und Potenziale von Geflüchteten. Deswegen ist es  

notwendig, umzudenken und die Ressourcen anders zu verteilen: Sprachförderung, 

eine gute Ausbildung, zügige Arbeitsmarktintegration und gleichberechtigte gesell

schaftliche Teilhabe von Geflüchteten müssen in den Vordergrund gestellt werden. Zudem 

gilt es, bei Sicherheitsmaßnahmen Terrorismus und Extremismus von Flucht zu ent

koppeln und einer Kriminalisierung von Geflüchteten entgegenzuwirken. Dazu müssen 

Geflüchtete müssen  

zügig integriert werden – 

mittels Sprachförderung, 

Ausbildung, Arbeit und  

gesellschaftlicher Teilhabe

Die Auslagerung der 

Asylverfahren an  

die EU-Außengrenzen  

untergräbt  

Menschenrechte
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in den öffentlichen Diskursen, vor allem in den sozialen Medien, die Angst-, Hass- und 

Neiddebatten überwunden und die Herausforderung der Fluchtpolitik differenzierter 

betrachtet werden.

Die psychologische Betreuung von Geflüchteten sollte ausgeweitet werden. Mit den vom 

Bundesfamilienministerium für dieses Jahr eingeplanten 4,9 Mio. Euro für die psycho-

sozialen Zentren für Flüchtlinge und Folteropfer ist zwar eine Kürzung abgewendet, doch 

der Bedarf ist deutlich höher (→ Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 

Jugend 2025). Die Kosten für psychologische Betreuung und Gewaltprävention ent-

sprechen zudem nur einem Bruchteil der Kosten, die für Abschiebeinfrastruktur und 

Abschottungspolitik aufgewendet werden. Die gegenwärtige Diskussion, die in Geflüch-

teten allein ein Sicherheitsrisiko sieht, unterschätzt die Gewalterfahrungen, die Ge-

flüchtete durchgemacht haben und das Ausmaß, das an therapeutischer Behandlung 

notwendig ist. 

Schließlich stellen vor allem die Erstaufnahmeunterkünfte Brennpunkte der Kriminalität 

dar. Daher sollten Verweilzeiten in diesen Unterkünften möglichst kurz ausgelegt sein 

und das Instrument der Wohnsitzauflagen überdacht werden (→ Brücker et al. 2024). 

Mit Blick auf die Prävention von Kriminalität geht der oft diskutierte Ansatz, Geflüchteten 

Sozialleistungen zu kürzen, in die falsche Richtung. Das zeigt das Beispiel Dänemark: 
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Dort führte die Kürzung der Sozialleistungen zu einer leichten Abnahme der Flüchtlings-

zahlen (3,7 %), aber sie erhöhte das Armutsproblem vieler geflüchteter Familien, da deren 

Nettoeinkommen um durchschnittlich 40 % zurückging. Dies verschlechterte nicht nur 

die soziale Teilhabe und Gesundheit, sondern erhöhte die Armutskriminalität  

(→ Fratzscher, 2023).

Geflüchtete lediglich aus der Sicherheitsperspektive zu betrachten, führt in die falsche 

Richtung. Stattdessen muss es darum gehen, Flüchtlingsschutz und gesellschaftlichen 

Zusammenhalt ganzheitlich zu verstehen. Eine kohärente und strategisch ausgerichtete 

Fluchtpolitik überwindet die einseitige Fokussierung auf Sicherheit und verknüpft  

Fragen von Flucht und Asyl mit den Themenfeldern Arbeit und Wirtschaft, Integration 

und gesellschaftlichem Zusammenhalt sowie humanitärer Hilfe, Entwicklungszusam-

menarbeit und Friedenspolitik → 30. Darüber hinaus wird deutlich, dass stets die ver-

schiedenen Ebenen der Fluchtpolitik – von der globalen Ebene über die EU bis auf  

die lokale Ebene – einbezogen werden müssen. So sollten die europäische Nachbar-

schaftspolitik und Deutschlands Migrationspartnerschaften nicht allein darauf ausge-

richtet sein, die Zahl der „bei uns“ ankommenden Geflüchteten zu reduzieren. Vielmehr 

sollte im Sinne des von allen VN-Mitgliedsstaaten unterzeichneten Globalen Paktes  

für Flüchtlinge die nachhaltige Lösung von komplexen langanhaltenden Vertreibungs-

krisen in den Mittelpunkt gestellt werden (→ Wagner et al. 2022). Dies erhöht auch 

langfristig die Sicherheit – insbesondere in den betroffenen Regionen. Wie am Beispiel 

der Rückführungsinfrastruktur oben verdeutlicht, scheint es aussichtsreicher (und oft-

mals auch einfacher), neue Institutionen zu schaffen, anstatt die bestehenden besser 

miteinander zu verzahnen. Ersteres führt schnell zu Effizienz- und Effektivitätsverlusten. 

Es liegt auf der Hand, dass die hohe Komplexität der Fluchtpolitik einen immens hohen 

Abstimmungsbedarf erfordert. Ein unterschiedliche Politikfelder, Ressorts und Hand-

lungsebenen umspannender Ansatz („whole of the government“) der deutschen Politik, 

der sich in europäische und internationale Verfahren, rechtliche Gegebenheiten und 

Politiken einpasst, wäre daher notwendig.

Die einseitige  

Verknüpfung der  

Fluchtpolitik  

mit Sicherheit wird  

den Herausforderungen  

nicht gerecht 
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schlussfolgerungen
 

Eine langfristig angelegte Strategie für die Fluchtpolitik erfordert einen ganzheitlichen 

Ansatz. Sie sollte außerdem folgende Komponenten enthalten, die die Gestaltungshoheit 

des Staates zum Ausdruck bringen und dennoch menschenrechtsbasiert sind: 

Erstens sollten die EU und ihre Mitgliedsstaaten sich ihrer globalen und regionalen Ver-

antwortung für Schutzsuchende stellen. Damit würden sie im Sinne der Genfer Flücht-

lingskonvention handeln und die Prinzipien von Solidarität und Verantwortungsteilung 

anerkennen, die unter anderem im Globalen Pakt für Flüchtlinge festgehalten sind.  

Daher ist die Bekämpfung von Fluchtursachen zentral, um ein menschenwürdiges Leben  

zu ermöglichen. Dies beinhaltet friedenspolitische (u. a. Krisenprävention) und diploma

tische Maßnahmen, um Kriege zu beenden und ein friedliches Leben möglich zu machen. 

Zudem müssen die Bemühungen massiv verstärkt werden, nachhaltige Lösungen für  

langanhaltende Vertreibungskrisen innerhalb der jeweiligen Region zu finden.10 Von 

Migrationspartnerschaften mit (semi-) autoritären Regimen, in denen Menschenrechte 

systematisch verletzt werden, sollte abgesehen werden. Rückführungen in diese und in 

Kriegsgebiete sollten unterlassen werden.

Zweitens wird es auch in Zukunft Geflüchtete geben, die vor Kriegen und Verfolgung in 

die EU fliehen werden. Daher sollten die Aufnahme und Integration von Geflüchteten 

endlich als eine Daueraufgabe und nicht als ein Krisenmodus verstanden werden. Dem-

entsprechend müssen auf allen Ebenen dauerhaft und kontinuierlich Ressourcen zur 

Verfügung gestellt werden. Gerade die Kommunen benötigen eine planbare finanzielle 

Ausstattung, um Geflüchtete dezentral unterzubringen, den Zugang zu Kinderbetreuung, 

Schule, Ausbildung und Arbeit zu sichern und ihre gesellschaftliche Teilhabe – u. a. durch 

verstärkte psycho-soziale Betreuung und Migrationssozialarbeit – zu begleiten.

Drittens sollten die EU-Mitgliedsstaaten die geregelte humanitäre Aufnahme und Seenot

rettung von Schutzsuchenden gemeinsam organisieren und Resettlement-Kontingente 

sowie komplementäre Zugangswege massiv erhöhen. Damit könnten in den Krisengebieten 

und entlang der wichtigsten Fluchtrouten diejenigen als Flüchtlinge identifiziert und auf-

genommen werden, die am stärksten leiden. Denn den Schutzanspruch auf Menschen zu 

beschränken, die es nach Deutschland schaffen, ist angesichts nicht vorhandener legaler 

Einreisewege für Schutzsuchende weder human, zeitgemäß, noch den Realitäten ange-

messen. 
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Viertens bedarf es einer wirklichen globalen Solidarität und Verantwortungsteilung im 

Feld der Fluchtpolitik. Die Erstaufnahmeländer im Globalen Süden müssen bei der Auf-

nahme und Integration von Geflüchteten massiv unterstützt werden. Dabei müssen die 

Rechte der Schutzsuchenden stets gewahrt und die Perspektiven der freiwilligen Rück-

kehr in die Heimat, aber auch der Einbürgerung im jeweiligen Land, verbessert werden. 

Zudem müssen sich die Mitgliedsstaaten der EU wirkungsvoll gegenseitig unterstützen, 

beispielsweise durch die dezentrale Weiterverteilung von Asylsuchenden nach ihrer ersten 

Ankunft in Europa, statt strikt an den überkommenen Dublin-Prinzipien und vermehrten 

Dublin-Abschiebungen festzuhalten. Integrationsmaßnahmen sollten intensiver gefördert 

und der gesellschaftliche Zusammenhalt gestärkt werden. Ein Überbietungswettbewerb 

der Abschottung, Ausgrenzung und Abschiebung von Geflüchteten ist indes nicht zukunfts-

weisend, sondern rüttelt an den Grundfesten der europäischen Gemeinschaft. 

1	 Asylbewerber werden vom Bundeskriminalamt in der Kategorie  

„Zuwanderer“ erfasst. Darunter fallen zugewanderte Personen, „die mit 

dem Aufenthaltsanlass ‚Asylbewerber/-in‘, ‚Schutzberechtigte/-r und 

Asylberechtigte/-r, Kontingentflüchtling‘, ‚Duldung‘ oder ‚unerlaubter 

Aufenthalt‘ registriert wurden“, wie es im Polizeideutsch heißt. 

2	 Die Aberkennung des Schutzstatus ist künftig schon möglich, wenn das 

Urteil ausdrücklich einen antisemitischen, rassistischen, fremdenfeind

lichen, geschlechtsspezifischen, gegen die sexuelle Orientierung gerich-

teten oder sonstiger menschenverachtenden Beweggrund feststellt.

3	 Zum Beispiel fehlende Mindeststandards; mangelnde Transparenz; 

Auslagerung der Verantwortung auf das Herkunftsland bei der Rück-

führung. Darüber hinaus sind mehrere Grauzonen im Aufenthalts

gesetz zu beobachten, die den Behörden Spielraum für Praktiken oder 

Präventivmaßnahmen geben, wie beispielsweise bei der Inhaftierung 

vor der Abschiebung, der Abholung und während der Verfahren vor 

der Flugabschiebung, einschließlich der Geheimhaltung, der Frage der 

medizinischen Eignung für die Flugabschiebung und Praktiken der 

Familientrennung. Einige Vorgehensweisen werfen Fragen zu Trans-

parenz, Rechtmäßigkeit und Rechenschaftspflicht auf, da Eingriffe in 

Grundrechte und Menschenrechtsverletzungen möglicherweise nicht 

aufgedeckt und aufgegriffen werden, weil entweder Einzelheiten oder 

ganze Vorfälle (bei Inhaftierungen, Abholungen und anderen Verfahren) 

nicht oder nur unzureichend gemeldet werden (→ Mielke et al. 2025).

4	 Zum Beispiel durch die Einlegung eines Rechtsbehelfs, die Verschlech

terung des Gesundheitszustands der abgeschobenen Person, die Annu

llierung eines Flugs durch die Fluggesellschaft, die Intervention von 

Aktivist:innen, die Wahrnehmung von Kirchenasyl und Bürgerasyl; 

Kehrtwendungen können durch eine erfolgreiche Antragstellung oder 

Anerkennung eines Härtefalls eintreten.

5	 Dies umfasst unter anderem Maßnahmen zur Vorbereitung und Organi-

sation von Rückführungen wie individuelle und Sammelvorführungen 

von Rückzuführenden in Botschaften (sog. Botschaftsanhörungen), die 

Einladung von Delegationen aus Herkunftsländern, um Rückzuführende 

zu identifizieren, die Beschaffung von Passersatzpapieren sowie das 

Einholen von Informationen über den Aufenthalt der Abzuschiebenden 

in deren unmittelbaren Umfeld, um die Erfolgswahrscheinlichkeit bei 

einem ‚Zugriff‘ während des Vollzugs zu erhöhen (→ Mielke et al. 2025).

6	 Rose/Schießl (2024: 98) dokumentieren die von FRONTEX finanzierten 

Kosten für zwei Sammelcharterflüge (für zwangsweise Abschiebungen 

aus sechs bis acht Bundesländern) aus NRW und einen aus Leipzig, die 

zwischen 104.080 € nach Albanien und in den Kosovo, bis zu 278.000 € 

mit dem Ziel Ghana und 445.000 € von Leipzig nach Pakistan variieren. 

Diese Kosten deckten allerdings nur das Flugzeug. Die Personalkosten 

von 55 bis 75 Bundespolizist:innen in diesen konkreten Fällen (die 21 bis 

61 Abgeschobene begleiteten) müssen für eine realistische Kostenbe-

rechnung hinzugerechnet werden. Die Stadt Wuppertal organisierte im 

Jahr 2023 einen Einzelcharter für eine Person aus Mauretanien, einen 

konvertierten Christen ohne Vorstrafen, der 114.085 € kostete (→ Rose/

Schießl 2024: 158–160).

7	 Zu den regionalen Dialogformaten zählen der Prag-Prozess mit Ländern 

Osteuropas, Zentralasiens und der Türkei, der Budapest-Prozess mit 

Ländern Südasiens, und der Khartum-Prozess mit Ländern am Horn 

von Afrika. Zur Übersicht über die Migrationspartnerschaften und multi

lateralen Kooperationsprojekte der EU siehe u. a.  

https://www.migrationpartnershipfacility.eu/

8	 Daten zu stranded migrants im Mittelmeerraum https://dtm.iom.int/

europe/migrants-presence. Zur Erfassung von ihren Gewalterfahrungen, 

Problemen und Bedürfnissen, siehe u. a. https://dtm.iom.int/reports/

europe-migrants-travelling-europe-land-and-sea-journeys- 

vulnerabilities-and-needs-migrants

9	 Daten von der IOM Missing Migrants Database in:  

http://missingmigrants.iom.int/

10 	Die Engführung auf die drei „dauerhaften Lösungen“ für langanhaltende 

Vertreibungskrisen (Rückkehr, lokale Integration oder Umsiedlung) muss 

überwunden werden. Stattdessen sollten die Verknüpfung ansonsten 

getrennter Politikfelder, die Perspektiven der Schutzsuchenden und 

komplementäre Zugangswege in das Zentrum neuer Lösungen rücken  

(→ Wagner et al. 2022).
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